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Mit kontinuierlich steigenden Antragszahlen für die berufliche Anerkennung 

führen die Gesundheitsberufe seit Jahren die Statistik an. Dies ist angesichts 

des Fachkräftemangels in der Pflege in Deutschland sehr erfreulich, für die 

Antragsteller/-innen jedoch mit einem langen Weg durch das Anerkennungs-

verfahren verbunden. Der Beitrag klärt die rechtlichen Grundlagen des Ver-

fahrens, er geht der Frage nach, welche Herausforderungen dabei durch das 

neue Pflegeberufegesetz bestehen und stellt Perspektiven zur Lösung vor.

Fachkräftemangel und Einwan-
derung von Pflegekräften

Seit Jahren besteht in der Pflege in 
Deutschland ein Fachkräftemangel. 
Im Jahr 2018 waren durchschnittlich 
in der Kranken- und Altenpflege knapp 
40.000 Stellen nicht besetzt (vgl. BA 
2019, S. 12). Infolge demografischer 
und epidemiologischer Entwicklungen 
und angesichts des medizinischen Fort-
schritts wird der Fachkräftebedarf in der 
Pflege voraussichtlich weiter ansteigen. 
Abhilfe soll unter anderem die Einwan-
derung von Pflegekräften schaffen, was 
bereits seit 2012 mit verschiedenen 
regulatorischen und Anwerbemaß-
nahmen von (wirtschafts-)politischer 
Seite unterstützt wird (vgl. Pütz u. a. 
2019, S. 39 ff.).
Unabhängig davon, ob Pflegefachper-
sonen aus dem Ausland angeworben 
werden oder nicht, durchlaufen alle, 
die ihren Berufsabschluss im Ausland 
erworben haben und nicht unter die 
automatische Anerkennung innerhalb 
der EU fallen, ein mehrmonatiges An-

erkennungsverfahren, bevor sie ihren 
Beruf in Deutschland ausüben dürfen. 
Dieses Verfahren wird im Fall der Pfle-
geberufe durch die Berufsgesetze bzw. 
die Ausbildungs- und Prüfungsverord-
nungen geregelt.

Rechtliche Grundlagen des  
Anerkennungsverfahrens

Der formale Verfahrensablauf nach dem 
neuen Pflegeberufegesetz (PflBG) bei 
der Anerkennung von Berufsabschlüs-
sen hat sich gegenüber den bis 2019 
gültigen Berufsgesetzen für die Kran-
ken- und Altenpflege nicht wesentlich 
geändert. Demnach gilt weiterhin, dass 
die vorrangige Voraussetzung für die 
Berufszulassung als Pflegefachperson 
eine berufliche oder hochschulische 
Ausbildung mit erfolgreich abgelegter 
staatlicher Prüfung ist. Grundlagen für 
die Berufszulassung sind in §§ 40 und  
41 PflBG geregelt. Dort wird unterschie-
den zwischen Abschlüssen, die in einem 
Mitgliedstaat der EU oder einem ande-
ren Vertragsstaat des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum 
(EWR) oder der Schweiz erworben 
wurden, und jenen aus einem Drittstaat.
Wie aus der Abbildung hervorgeht, 
mündet das Anerkennungsverfahren, 
sofern kein wesentlicher Unterschied 
zum deutschen Referenzberuf festge-
stellt werden kann, in einem Gleich-

wertigkeitsbescheid. Bei Vorliegen 
wesentlicher Unterschiede werden 
vonseiten der Anerkennungsbehörden 
Ausgleichsmaßnahmen auferlegt. Für 
die Erlaubnis zur Berufsausübung in 
Deutschland sind außerdem Nachweise 
der Sprachkenntnisse, der gesundheit-
lichen Eignung und der Zuverlässigkeit 
erforderlich; eine Teilanerkennung ist 
für den Pflegefachberuf ausgeschlossen.

Begutachtung und Bewertung

Für die umfassende und aussagekräfti-
ge fachliche Bewertung ihrer Qualifika-
tionen müssen die Antragsteller/-innen 
verschiedene Nachweise vorlegen. Dazu 
gehören die Erlaubnis zur Berufsaus-
übung im Herkunftsland, Ausbildungs- 
und Prüfungsnachweise sowie weite-
re Qualifikationsnachweise, z. B. von 
Fortbildungen oder Arbeitszeugnisse. 
Außerdem sollten eventuell vorhandene 
Erläuterungen zum Abschlusszeugnis 
vorliegen.
Für die Feststellung, ob und inwie-
weit die Qualifikation der Antragstel-
ler/-innen gleichwertig ist, wird ein 
Vergleichsmaßstab zugrunde gelegt. 
Als Grundlage für die Bewertung von 
Abschlüssen aus EU/EWR/Schweiz 
gilt die Richtlinie 2005/36/EG. Das in 
Artikel 11 angegebene Niveau und die 
in Artikel 31 Abs. 7 a–h der Richtlinie 
2005/36/EG (geändert nach Richtlinie 
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2013-55-EU) festgelegten Mindestan-
forderungen umfassen die Zugangs-
bedingungen (zehn Jahre allgemeine 
Schulbildung), die Ausbildungsdauer 
(4.600 Stunden) sowie die Verteilung 
und die Lernorte der praktischen und 
theoretischen Ausbildungsanteile. Au-
ßerdem muss nachgewiesen werden, 
dass Kompetenzen vorliegen, um die 
dort angegebenen einschlägigen be-
ruflichen Tätigkeiten durchführen zu 
können. 
Der Bewertung von Abschlüssen aus 
Drittstaaten liegen das PflBG und die 
Pflegeberufe-Ausbildungs- und Prü-
fungsverordnung (PflAPrV) sowie Ar-
tikel 11 der o. a. EU-Richtlinie zugrunde. 
Auf dieser Basis muss geprüft werden, 
ob Unterschiede bestehen im Niveau, in 
den Schwerpunkten und Bereichen der 
theoretischen und praktischen Ausbil-
dung oder hinsichtlich reglementierter 
und weiterer beruflicher Tätigkeiten, 
die Pflegefachpersonen in Deutsch-
land ausüben. Den Maßstab für diese 
Bewertung bilden § 4 PflBG (vorbehal-
tene Tätigkeiten) und § 5 PflBG (Ausbil-
dungsziel) sowie die in den Anlagen 2–4 
der PflAPrV aufgelisteten Kompetenzen, 

die für die qualifizierte Durchführung 
pflegeberuflicher Handlungen erfor-
derlich sind.

Herausforderungen bei der 
Bewertung beruflicher Qualifi-
kationen

Eine Entscheidung über die Gleich-
wertigkeit kann i. d. R. nicht allein auf 
der Grundlage von Qualifikations-
nachweisen mit Fächerübersichten 
getroffen werden. Vielmehr sollte für 
die umfassende qualitative Bewer-
tung und um zu einem aussagekräf-
tigen Ergebnis zu gelangen, auch ein 
Curriculum vorliegen. Dass vor allem 
bei Abschlüssen aus Drittstaaten nur 
selten ein aussagekräftiges Curricu-
lum vorliegt, war schon früher proble- 
matisch. Nun steht aber angesichts 
des PflBG die inhaltliche Bewertung 
vor einer weiteren Herausforderung: 
Die Pflegeausbildung in Deutschland 
ist fächerintegrativ, lernfeldsystema-
tisch und kompetenzorientiert ange-
legt. Mit den Anträgen auf berufliche 
Anerkennung liegen demgegenüber 
meist Nachweise vor, die in klassische 

Fächer (z. B. Anatomie, Berufskunde, 
Krankheitslehre) gegliedert sind. Den 
Kompetenzkatalogen der Anlagen 2–4 
der PflAPrV liegt eine handlungsorien-
tierte Definition zugrunde, während 
aus den zu prüfenden Dokumenten, zu-
mal bei einer Fächersystematik, allen-
falls die (kognitiven) Voraussetzungen 
für bestimmte Kompetenzen abzulesen 
sind. Es ist aber ein Widerspruch in sich, 
Kompetenzen auf der Grundlage von 
Dokumenten feststellen zu wollen, denn 
sie können nur auf der Grundlage be-
ruflichen Handelns ermittelt werden 
(vgl. Rüschoff 2019). Eine Kenntnis- 
oder Eignungsprüfung, in der durch 
berufliches Handeln Kompetenzen 
unter Beweis gestellt werden müssen, 
ist aber vom Gesetzgeber nur dann 
vorgesehen, wenn entweder zuvor die 
fachliche Bewertung der Qualifikations-
nachweise zu dem Schluss gelangt, dass 
wesentliche Unterschiede zur hiesigen 
Ausbildung vorliegen (vgl. § 40 Abs. 2 
PflBG) oder wenn die erforderlichen 
Nachweise von der antragstellenden 
Person unverschuldet nicht vorgelegt 
werden können (vgl. § 40 Abs. 3 PflBG).



3 2 T H E M A

Ausgleichsmaßnahmen

Die Ausgleichsmaßnahmen für die 
Anerkennung der pflegeberuflichen 
Qualifikation umfassen – je nach Her-
kunft der Abschlüsse bzw. nach Wahl 
der Antragsteller/-in – eine praktische 
Eignungsprüfung, eine praktische und 
mündliche Kenntnisprüfung oder einen 
Anpassungslehrgang (vgl. Abb.). Wie 
aus den Daten der amtlichen Statistik 
hervorgeht, tendieren die Antragstel-
ler/-innen bei der Wahl ihrer Aus-
gleichsmaßnahme dazu, eine Prüfung 
anstelle eines Lehrgangs zu wählen (vgl. 
auch das Poster in der Heftmitte). Über 
die Motive kann nur spekuliert werden. 
Möglicherweise verspricht eine Prüfung 
einen schnelleren Abschluss des Aner-
kennungsverfahrens und wird deshalb 
einem Anpassungslehrgang, der bis zu 
drei Jahre dauern kann, vorgezogen. 
Möglich ist aber auch, dass die Nach-
weise nicht in ausreichendem Umfang 
vorliegen oder zu wenig aussagekräf-
tig sind, um auf die für die Berufsaus-
übung erforderlichen Kompetenzen 
der Antragsteller/-innen schließen zu 
können. In diesen Fällen kann mit der 
Eignungs- bzw. Kenntnisprüfung nach-
gewiesen werden, was die Dokumente 
nicht hergeben.
2018 lag die Anzahl der Anträge auf 
Gleichwertigkeit in der Gesundheits- 
und Krankenpflege bei knapp 11.500 
und ist um mehr als 30 Prozent im 
Vergleich zum Vorjahr gestiegen (vgl. 
BMBF 2019, S. 32). Die vorgeschrie-
bene Verfahrensdauer von bis zu vier 
Monaten bis zum Feststellungsbescheid 
(vgl. § 43 PflAPrV) kann derzeit bei den 
hohen Antragszahlen und der ggf. erfor-
derlichen umfassenden Begutachtung 
kaum eingehalten werden. Und auch 

nach dem Bescheid entsteht angesichts 
der Menge an Antragsteller/-innen, 
die sich für eine Prüfung entscheiden, 
ein Prüfungsstau, durch den sich die 
Berufszulassung um mehrere Monate 
verzögert (vgl. BMBF 2019, S. 45).

Perspektiven zur Lösung

Als eine regulatorische Sofortmaßnah-
me kann die mit § 66a PflBG jüngst er-
lassene Übergangsvorschrift angesehen 
werden, die besagt, dass für die Aner-
kennung noch bis Ende 2024 die alten 
Gesetze für die Berufe in der Kranken- 
und Altenpflege angewendet werden 
dürfen. Damit wird zunächst aufgescho-
ben, die umfangreichen Kompetenz-
kataloge der PflAPrV als Bewertungs-
maßstab für Qualifikationsnachweise 
oder als Grundlage für die inhaltliche 
Gestaltung von Ausgleichsmaßnahmen 
heranziehen zu müssen.
Von politischer Seite werden aktuell 
verschiedene Initiativen ergriffen, um 
die zügige Berufsaufnahme von Pflege-
fachkräften aus dem Ausland möglich 
zu machen. Im Zuge der Pflegeberufe- 
reform wurde 2019 von der Bundesre-
gierung die Konzertierte Aktion Pfle-
ge (KAP) ins Leben gerufen, in deren 
»Arbeitsgruppe 4« das Ziel vereinbart 
wurde, die Rahmenbedingungen für die 
Gewinnung von Pflegefachpersonen 
aus dem Ausland zu verbessern (vgl.  
BMFSFJ 2019, S. 129 ff.). Zahlreiche 
Vertreter/-innen aus Verbänden und 
den Bundesländern haben sich u.a. 
dazu verpflichtet, Maßnahmen zur 
Vereinheitlichung der Bewertungen 
der Qualifikationsnachweise zu er-
greifen sowie die inhaltlichen Anfor-
derungen an die Ausgleichsmaßnah-
men zu vereinheitlichen. Auch wenn 

es wünschenswert ist, Verfahren im 
Rahmen der beruflichen Anerkennung 
zu beschleunigen, um beim bestehen-
den Fachkräftemangel zügig Abhilfe 
zu schaffen, dürfen dennoch bei der 
fachlich-inhaltlichen Prüfung, im Sinne 
der Patientensicherheit, keine Abstriche 
gemacht werden. s
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